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»Wir sind dazu bestimmt,
im Euro zu bleiben«
SYRIZA-Chefökonom John Milios erklärt, warum Griechenland den Schuldenschnitt braucht
und wie seine Partei für die Abkehr vom Sparkurs in Europa sorgen will.

Sie haben selbst mehrere Jahre in
Deutschland gearbeitet, sind oft
hier zu Besuch. Wie bewerten Sie
die derzeitigen deutsch-griechi-
schen Beziehungen, insbesondere
nach der jüngsten Grexit-Debatte?
Ich kann nur immer wieder betonen,
dass es sehr wichtig ist, dass die Deut-
schen verstehen, wie die Situation in
Griechenland ist. Und dass die Grie-
chen verstehen, dass die extrem neo-
liberale Austeritätspolitik, die die
amtierende Bundesregierung ver-
langt, wenig mit der deutschen Be-
völkerung zu tun hat. Wenn die Men-
schen gut informiert wären und Ver-
ständnis füreinander hätten, so glau-
be ich, wäre es viel einfacher, die Po-
litik zu ändern. Nicht nur in Grie-
chenland, sondern auch in Deutsch-
land und in ganz Europa. Wir müs-
sen allen klarmachen, dass wir für ein
humanes, demokratisches und sozi-
ales Europa kämpfen und nicht da-
für, Geld zu bekommen, ohne zu ar-
beiten, wie manche populistischen
Politiker behaupten.

Warum braucht Griechenland eine
neue Regierung?
Die Regierung unter Antonis Sama-
ras hat behauptet, dass Lohnkürzun-
gen zu höheren Beschäftigtenzahlen
führen würden. Die Arbeitslosigkeit
steigt jedoch. Unter den jungen Men-
schen liegt sie bei 60 Prozent. Die Re-
gierung sagte, dass wir Wachstum er-
reichen, wenn wir Sparmaßnahmen
umsetzen. Und wir sehen, dass viele
Staaten der Eurozone Stagnation und
Deflation erleben, was ein sehr ge-
fährlicher Effekt ist. Die jetzige Re-
gierung sagte auch, dass sie das
Schuldenproblem mit Austerität lö-
sen will. Die Kürzungen haben aber
zur Erhöhung der Verschuldungs-
quote geführt. In Griechenland ist das
Bruttoinlandsprodukt um ein Viertel
gesunken. Das alles zusammenge-
nommen ergibt eine Katastrophe. Wir
können so nicht weitermachen.

Was haben Sie vor, sollte SYRIZA
nach der Wahl die neue Regierung
stellen können?
Zuerst müssen wir die humanitäre
Krise bewältigen. Viele Menschen
können sich in vielen Bereichen nicht
mehr selbst versorgen, sei es in Fra-
gen des Wohnens, der Ernährung
oder der Gesundheitsversorgung. Ih-
nen wollen wir zuerst helfen. Das
wird auch einen positiven Effekt auf
die Wirtschaft haben.

Wie wollen Sie die ankurbeln?
Wir wollen vor allem kleinere und
mittlere Unternehmen unterstützen,
die zurzeit finanzielle Verpflichtun-
gen nicht bedienen können – bei den
Banken oder Finanzämtern. Die Be-
dienung der Schulden muss an das
Einkommen geknüpft werden. Die
Grenze soll bei 30 Prozent des Ein-
kommens liegen. Das soll auch kon-

trolliert werden. Der Rest der Au-
ßenstände soll eingefroren werden,
ohne weitere Strafen. Wenn ihre La-
ge wieder besser ist, sollen die Un-
ternehmer den Rest zahlen.

Wie soll die Arbeitslosigkeit ge-
senkt werden?
Wir wollen den Arbeitsmarkt stabili-
sieren. Wir haben Schwarzarbeit und
Ausbeutung. Es gibt Unternehmer,
die ihre Beschäftigten dazu zwingen
sich arbeitslos zu melden und den-
nochweiter bei ihnen zu arbeiten. Die
Gesetze sollen wieder eingehalten
werden. Und wir wollen den Min-
destlohn wieder auf das Niveau von
2011 anheben. Er soll von aktuell 586
Euro auf 750 Euro im Monat steigen.
Das wird, wie wir wissenschaftlich
belegt haben, die Wirtschaft stabili-
sieren, indem die Nachfrage ange-
kurbelt wird.
Schließlich und uns besonders

wichtig ist eine Reform des korrup-
ten Staatswesens.Wir wollen die Zahl
der Ministerien von 18 auf 10 redu-
zieren. Die Verfahren zur Anmel-
dung eines Gewerbes sollen verein-
facht werden. Wir müssen Privilegi-
en für Politiker und Parteien abbau-
en. Dazu gehört auch, ein gerechtes,
stabiles und transparentes Steuer-
system aufzubauen, das auch das In-
vestitionsklima im Land verbessert.

Deutschland ist bekannt für seinen
Sozialstaat. Ist er ein Vorbild?
Wir schauen auf das deutsche Mo-
dell, wie es unter Brandt oder Kohl
aussah. In der Vergangenheit hat
Deutschland eine sehr wichtige Rolle
gespielt, aber zuletzt mit der Politik
von Schröder und der Agenda 2010

nicht mehr so sehr. Das Land will sich
von seiner Vergangenheit distanzie-
ren. Aber erst diese Vergangenheit
machte die heutige so gute ökono-
mische Performance möglich, nicht
der Abbau des Sozialstaats.

Was wird Ihr Programm kosten?
In unserem Thessaloniki-Programm
veranschlagen wir für die Stabilisie-
rung der Einkommen und des Sozi-
alstaates im ersten Jahr 11,5 Milliar-
den Euro.

Geld, das Griechenland zurzeit
nicht hat. Um wieder investieren zu
können, fordern Sie einen Schul-
denschnitt. Wie soll der aussehen?
Wir sind für eine Umstrukturierung
der Schulden. Dafür gibt es ver-
schiedene technische Möglichkeiten.
Es hat seit dem Ende des Zweiten
Weltkrieges schon mehr als 100 sol-
cher Schuldenrestrukturierungen ge-
geben, eine davon war das Pro-
gramm für Deutschland aus dem Jahr
1953. Was wir vorschlagen, ist also
nicht sehr neu oder unbekannt.

Was ist das konkret?
Wir schlagen vor, dass die Europäi-
sche Zentralbank allen Eurostaaten
jene Schulden abnimmt, die 50 Pro-
zent der jährlichen Wirtschaftsleis-
tung übersteigen. Die werden umge-
wandelt in Anleihen, die nicht ver-
zinst werden. Mit der Zeit verlieren
sie an Wert. Die Regierungen kaufen
sie dann zurück, wenn sie nicht mehr
als 20 Prozent des Bruttoinlandspro-
duktes ausmachen. Mit unserer Lö-
sung verliert niemand Geld bis auf die
Zentralbank. Sie übernimmt die
Bürgschaft über eine Billion Euro.

Aber nach 40 bis 60 Jahren gibt es
wieder Profite.

Warum sollten andere Länder ei-
nem solchen Schuldenabbau zu-
stimmen?
Auch Deutschland hat Staatsschul-
den. Zurzeit sind die Zinsen sehr
niedrig. Aber Deutschland kämpft wie
viele andere europäische Länder auch
mit sehr geringen Wachstumsraten.
Das kann also nicht lange gutgehen.
Das Rentensystem wird zum Problem
werden.
Davon abgesehen: Die Schulden-

problematik ist eine politische Frage.
Wir müssen uns entscheiden, ob wir
für ein soziales Europa sind oder die
Austeritätspolitik fortsetzen wollen,
die zu Rezession und Deflation führt.

Sie fordern neue Verhandlungen
mit der Troika und der EU nicht nur
über die Staatsschulden. Es wird
auch um die künftige Ausrichtung
der Politik Griechenlands gehen.
Wo liegen in Ihrem Programm also
die »roten Linien«?
Das Programm, das ich vorgestellt ha-
be, ist unsere rote Linie. Denn es soll
die Wirtschaft ankurbeln und Trans-
parenz und Fairness bringen. Wir wol-
len uns mit den anderen Regierungen
in Europa auf bestimmte Ziele eini-
gen, wie etwa fiskalische Balance.
Aber der Weg, wie wir diese Ziele er-
reichen wollen, ist Sache nationaler
Souveränität. Das müssen die Grie-
chen entscheiden. Nach der Wahl
werden wir nicht mit der Politik des
Sparens weitermachen.
Bezüglich der Schuldenproblema-

tik sind wir aber an allen Vorschlä-
gen und technischen Lösungen inte-

ressiert, die davon ausgehen, dass die
Schulden nicht mehr als Austeritäts-
mechanismus funktionieren.

Kann Griechenland solch einen Po-
litikwechsel allein einleiten? Wel-
che Unterstützung brauchen Sie?
Wir zählen sehr auf die Unterstüt-
zung der progressiven Kräfte in ganz
Europa, besonders von den linken
Kräften und Medien. Aber auch von
allen anderen, die begreifen, dass die
Kürzungspolitik versagt hat.

Regierungs- und Staatschefs der EU
wie Frankreichs Präsident François
Hollande und Italiens Ministerprä-
sident Matteo Renzi verlangen
ebenfalls wachstumsfördernde
Maßnahmen. Ihnen ist es aber bis-
her nicht gelungen, etwas am Spar-
kurs in Europa zu ändern. Könnten
solche Politiker dennoch Partner
einer SYRIZA-geführten Regierung
werden?
Diese beiden Mitte-links-Politiker
treffen leider sich widersprechende
politische Entscheidungen. Einer-
seits wollen sie den Stabilitätspakt
verändern und Wachstum fördern.
Andererseits stimmen sie mit Merkel
und den anderen extrem neolibera-
len Politkern überein, etwa beim Ab-
bau von Arbeitnehmerrechten. In-
dem sie einen Teil der einen wie der
anderen Politik verfolgen, versagen
sie. Aber wir denken, dass wir in ge-
wissen Punkten, zu denen wir kon-
vergierende Ansichten haben, Alli-
anzen mit einigen von ihnen einge-
hen könnten.

Das würde aber erfordern, dass
Griechenland weiter mitbestimmen
darf, etwa über den Euro. Wie hoch
schätzen Sie die Gefahr ein, dass
Griechenland aus dem Euro ausge-
schlossen wird?
Wir sind dazu bestimmt, im Euro zu
bleiben. Denn wir wissen, dass wir
die Einkommen und das Eigentum
der Mehrheit der griechischen Bür-
ger schützen müssen. Die Einfüh-
rung einer neuen Währung würde zu
einem massiven Wertverlust der Ver-
mögen der Menschen führen. Au-
ßerdem ist es quasi unmöglich für ein
Land, den Euro zu verlassen, ohne
dass die gesamte Eurozone zerfällt.
Das hat selbst Bundeskanzlerin An-
gela Merkel vor einem Jahr in einem
Zeitungsinterview gesagt. Denn eine
Währungsunion wie die Eurozone ist
etwas ganz anderes als eine Region
mit festen Wechselkursen. Wenn al-
so ein Land die Eurozone verlässt,
würden die Märkte mit Kreditaus-
fallversicherungen auf Ausstiege
weiterer Länder spekulieren. Das
würde die Eurozone nicht lange
überleben.

Es gibt jedoch in den Reihen von
SYRIZA – etwa in der »linken Platt-
form« – immer noch Stimmen, die
einen Euro-Austritt Griechenlands
favorisieren? Wie gehen Sie inner-
parteilich mit der Frage um?
Das ist eine Diskussion der Vergan-
genheit. Aktuell ist die große Mehr-
heit in der Partei wegen der eben ge-
nannten Gründe gegen den Austritt
aus dem Euro.

War die Grexit-Debatte also gut für
SYRIZA oder zumindest nicht
schädlich?
Ich denke, sie war zuallererst Propa-
ganda der konservativen Kräfte, um
die griechischen Wähler zu terrori-
sieren. Und als sie sahen, dass es nicht
zumGrexit kommenwürde, haben sie
den Kurs geändert. Aber ich muss da-
ran erinnern, dass eine solche Ter-
rorkampagne bei den letzten Wahlen
im Juni 2012 erfolgreich war. SYRI-
ZA verlor damals die Wahl haupt-
sächlich, weil viele Menschen über 60
Jahre der Propaganda glaubten, dass
SYRIZA das Land in Schwierigkeiten
bringen würde. Diese Debatte desta-
bilisiert auch die Glaubwürdigkeit der
EU als Ganzes. Es ist gut, dass sie jetzt
aufhört.

John Milios leitet das wirtschafts-
politische Komitee von SYRIZA und
gehört damit zu den wichtigsten Be-
ratern von Parteichef Alexis Tsipras.
Der 62-Jährige ist darüber hinaus als
Professor für Politische Ökonomie
und die Geschichte des wirtschaftli-
chen Denkens an der Universität
NTUA in Athen tätig. Milios studierte
in Osnabrück, Darmstadt und Athen
Ingenieurs- und Wirtschaftswissen-
schaften. Dabei beschäftigte er sich
unter anderem mit den Werken von
Karl Marx und Friedrich Engels. In
zahlreichen Aufsätzen behandelte
Milios die Entwicklung des Kapita-
lismus, die Krise und die Finanz-
märkte. Mit zwei weiteren griechi-
schen Ökonomen stellte er im ver-
gangenen November eine Studie da-
zu vor, wie schon mit einer Ausset-
zung der Schuldenlast für fünf Jahre
die Austerität in der Eurozone über-
wunden werden könnte. Mit ihm
sprach für »nd« Katja Herzberg.
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Progressiv und
charismatisch
Alexis Tsipras wird nicht nur
als Chef der Linkspartei
SYRIZA streng beobachtet.
Mit Charisma und überzeu-
gendem Auftreten verschafft
er sich seine Zuhörer.

»Schreckgespenst«, »gefährlichs-
ter Mann in Europa«, »Athens
Che Guevara« – kaum ein Poli-
tiker kann wohl mit gerade ein-
mal 40 Jahren schon auf so viele
Beschimpfungen und Vergleiche
seines Egos mit historischen Per-
sönlichkeiten zurückblicken. In
einem sind sich die Kommenta-
toren jedoch einig: Alexis Tsi-
pras ist ein glänzender Redner,
hat ein sympathisches Auftreten
und verfügt über politisches Ge-
schick. Bis der griechische Links-
politiker ein hohes politisches
Amt erreicht, ist es also nur eine
Frage der Zeit.
Daran arbeitet der gebürtige

Athener selbst seit Jahren. Als
Schüler beteiligte sich Tsipras an
Protesten und Besetzungen, or-
ganisiert war er damals noch bei
der kommunistischen Jugend.
Doch bereits wenig später
wechselte er in die Reihen der
Nachwuchsorganisation von
Synaspismos, der Linkspartei,
die im Juni 2013 in SYRIZA auf-
ging.

Landesweit sorgte Tsipras
erstmals für Aufsehen, als er 2006
bei der Bürgermeisterwahl in
Griechenlands Hauptstadt auf
den dritten Platz kam. Angeleitet
hatte ihn der damalige Syn-
aspismos-Chef Alekos Alavanos.
Dessen Posten übernahm Tsipras
2008. Seine politische Versiert-
heit bewies er endgültig, als er auf
Abstand zu Alavanos und seinen
Gefolgsleuten in der Frage der
Euromitgliedschaft Griechen-
lands ging und innerparteilich die
Mehrheit dafür erstritt, dass Hel-
las in EU und Euro bleibt. Sein
Pragmatismus bei wichtigen Ent-
scheidungen und seine gleich-
zeitig erfrischende Art brachten
ihm immermehr Sympathien ein.
Unter der Leitung von Tsipras
wurde aus demWahlbündnis SY-
RIZA eine Partei, die bei der Eu-
ropawahl im Mai 2014 erstmals
zur stärksten Kraft in Griechen-
land bestimmt werden sollte.
Dass Tsipras nicht der Revo-

luzzer und Blender ist, als den ihn
viele konservative Politiker und
Medien immer wieder darstel-
len, zeigt aber auch seine
menschliche Standhaftigkeit. Der
studierte Bauingenieur lebt mit
seiner Jugendliebe und seinen
zwei Söhnen in Athen, fährt gern
Mofa und verzichtet auf Krawat-
ten. Wie die Wahl am 25. Januar
auch ausgeht, Tsipras hat Grie-
chenlands politische Landschaft
schon stärker verändert als viele
vor ihm. Das könnte ihn schließ-
lich doch zum Revolutionär ma-
chen. Katja Herzberg
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